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Behörden Spiegel: Die Wasserwirt-
schaft findet in Medien und Öffent-
lichkeit derzeit viel Beachtung:
Preisdiskussion, Kartellrecht, Klima-
wandel sind nur einige der Themen.
Herr Dr. Hörsgen, wie schätzen Sie
die Situation aktuell ein? Befindet
sich die Wasserwirtschaft im Um-
bruch?

Hörsgen: Die Wasserwirtschaft
steht zumindest vor großen Heraus-
forderungen. Ich sehe gegenwärtig
drei Hauptthemen:

1. Anpassung der Infrastruktur für
Trink- und Abwasser aufgrund der
sinkenden Wasserverbräuche.

2. Durch die verbesserte Analyse-
technik werden wir mehr Informa-
tionen über mögliche Stoffspuren er-
halten, dafür müssen wir gewappnet
sein, was große Investitionen in die
Aufbereitungstechnik auslöst. Aller-
dings sollte auch die Eintragvermei-
dung wieder auf die politische Ta-
gesordnung kommen.

3. Diametral gegenüber steht die
politisch ausgelöste Preisdebatte, die
meiner Ansicht nach am Kern der
Problematik unserer Branche vorbei-
geht, denn die oben genannten The-
men lassen Preissenkungen eher il-
lusorisch werden.

Behörden Spiegel: All diese The-
men bleiben sicher nicht ohne Ein-
fluss auf die tägliche Arbeit. Wie wir-
ken sie sich auf den Betrieb aus?
Welche Herausforderungen sehen Sie
mittelfristig?

Hörsgen: Ganz aktuell bedeutet
dies für uns, dass wir konsequent die
Querschnitte unserer Versorgungslei-
tungen verkleinern, wo dies möglich
ist, z. B. bei 70 Prozent der Trans-
portleitungen. In einigen Wasserwer-
ken wird zurzeit die Aufbereitung er-
neuert und ergänzt. Das kostet zum
Beispiel in Essen gut 60 Mio. Euro.
Wir denken aber auch über die
Schließung von Werken nach. Im
Abwasserbereich sind verstärkt
Spülwagen im Einsatz, um Ablage-

rungen aufgrund des geringen Was-
serdurchflusses zu beseitigen. Mit-
telfristig wird es darum gehen, die
Infrastruktur den Notwendigkeiten
anzugleichen. Durch die prognosti-
zierten stärkeren Regenereignisse
müssen wir die Kanalnetze u. U. an-
passen.

Behörden Spiegel: Das Thema
Preis ist im Moment besonders
akut. Weiß der Bürger das Produkt
Trinkwasser und die Leistung Ab-
wasserentsorgung zu schätzen oder
muss der dahinter stehende Auf-
wand besser kommuniziert wer-
den?

Hörsgen: Wir stellen fest, dass die

Energiepreisdiskussion auf den
Wassersektor überschwappt. Auch
darum hat die Branche eine Trans-
parenzinitiative gestartet, um besser
als bisher zu verdeutlichen, was wir
alles leisten und dass das Preis-/
Leistungsverhältnis in der Regel in
Ordnung ist. Verbessern kann man
immer etwas, das gilt auch für uns.
Wir beteiligen uns darum im Trink-
wasser- wie im Abwasserbereich
selbstverständlich an Benchmark-
projekten, um zu lernen, was wir
noch besser und effektiver machen
können.

Behörden Spiegel: Ein erheblicher
Kostenfaktor für Unternehmen der
Wasserwirtschaft ist der Energieauf-

wand. Steigende Energiepreise ma-
chen der Branche zu schaffen. Wel-
che Rolle spielen Energieoptimie-
rung, aber auch Energierückgewin-
nung, insbesondere im Abwasserbe-
reich?

Hörsgen: Energieoptimierung im
Sinne von Senkung des Verbrauchs
bei gleichzeitiger Nutzung von ver-

steckten Energiequellen wie z. B.
Abwasserwärme ist ein wichtiger
Faktor für die Kostenoptimierung im
Betrieb. Aus Kosten- wie aus Klima-
schutzgründen ist dieser Weg aus
meiner Sicht alternativlos.

Behörden Spiegel: Gelsenwasser
engagiert sich im jungen, aber
schnell wachsenden Fachnetzwerk

für wasserwirt-
schaftliche Energie-
r ü c k g e w i n n u n g
“e.qua.” Welche Im-
pulse wird dieser
Verbund kurz- und
langfristig setzen
können?

Hörsgen: Wir ver-
sprechen uns davon,
dass hier das Thema
intensiv bearbeitet

wird. Es geht darum, relativ schnell
die Erkenntnisse zu sammeln, auszu-
werten und diese dann wieder an die
Praxis in der ganzen Branche zu-
rückzugeben. Unsere Erfahrungen
zeigen, dass dies in Netzwerken ef-
fektiver funktioniert als wenn man
sich allein auf den Weg macht. Dar-
um bot sich ein Engagement bei
e.qua zwingend an.

Reines Wasser
Ökologische Neuerungen in der Wirtschaft

(BS) Wasser ist das Lebenselixier und kommt in Deutschland in reinster Form aus dem Hahn. Doch die geänderten Lebensumstände, ressour-
censchonende Maßnahmen sowie die Forderung nach Energieeinsparungen haben auch in der Wasserwirtschaft zu einem großen Restruktu-
rierungsprozess geführt. Welche Auswirkungen der ökologische Ansatz auf die Betriebe hat und wo noch grünes Potenzial besteht, fragte der
Behörden Spiegel Dr. Bernhard Hörsgen, Technischer Vorstand der Gelsenwasser AG, die zu den größten Trinkwasserproduzenten Deutsch-
lands gehört. Das Interview führte R. Uwe Proll.

Gestützt unter anderem auf die in-
zwischen vorliegende Jahresbilanz
zum Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG) für das Jahr 2009, ergibt sich
demnach für die Stromerzeugung aus
Wind, Biomasse, Wasser, Sonne und
Erdwärme ein Anteil von 16,3 Pro-
zent am reinen Stromverbrauch. Im
Vorjahr waren es noch 15,2 Prozent.
Bezogen auf den gesamten Ver-
brauch an Wärme, Strom und Kraft-
stoffen – wobei hier vor allen Dingen
die fossilen Kraftstoffe im Automo-
bilbereich den Schnitt drückten –
übertraf der Anteil der Erneuerbaren
Energien im Ermittlungszeitraum
erstmals die Zehn-Prozent-Marke.
Die Investitionen in Anlagen zur
Nutzung Erneuerbarer Energien in
Deutschland stiegen dem Bericht zu-
folge im Jahr 2009 ungeachtet der
Wirtschaftskrise auf ein Rekordhoch
von über 20 Milliarden Euro; die ge-
samte Wertschöpfung der Erneuerba-
ren – also die gesamten Investitionen
sowie der Betrieb – betrug über 37
Milliarden Euro und stieg somit um
fast ein Viertel gegenüber dem Vor-
jahreswert.

Manche Kommunen sind aller-
dings anderen im Bereich der Er-
neuerbaren Energien doch noch ein
Stück weit voraus und werden hier-
für einmal im Monat durch die
Agentur für Erneuerbare Energien
mit dem Titel “Energie-Kommune”
ausgezeichnet. Im August konnten
die Stadt und der Landkreis Bam-
berg diesen Titel für sich gewinnen.
Grund für den Preis war die Zielset-
zung Bambergs, den Energiebedarf

der rund 210.000 Einwohner bis
zum Jahr 2035 zu 100 Prozent aus
Erneuerbaren Energien zu decken.
“Die Erkenntnis, dass die Stadt ihr
angestrebtes Ziel der Energieunab-
hängigkeit nicht allein erreichen
kann, war ein Grund für die Zusam-
menarbeit zwischen Landkreis und
Stadt”, so der Umweltbeauftragte
der Stadt Bamberg, Günter Reinke.
In überparteilicher Zusammenarbeit
schufen hierfür Bambergs Oberbür-
germeister Andreas Starke (SPD)
und Landrat Dr. Günther Denzler
(CSU) vor zwei Jahren die Klimaal-
lianz Bamberg. “Die Klimaallianz
mit dem Ziel der gemeinsamen
Energieautonomie bietet ein Lö-
sungsmodell für eine der vordring-
lichsten Fragen der kommunalen
Daseinsfürsorge. Städte als Energie-
verbraucher und das Umland als
Energieerzeuger können zukünftig
gemeinsam eine nachhaltige Ener-
gieversorgung sicherstellen”, fasste
Starke die Vorteile zusammen.

“Unser Ziel ist es, bis zum Jahr
2035 CO2-neutral zu sein”, erklärte
Denzler. “Dafür haben wir im Rah-
men einer Potenzialanalyse die Eta-
blierung regenerativer Versorgungs-
modelle in der Region prüfen und die
daraus resultierenden Handlungsfel-
der darstellen lassen.” Dabei zeigte
sich erwartungsgemäß, dass die Stadt
Bamberg die eigene Vollversorgung
aus regenerativen Energien nicht
schaffen würde. Die Gemeinden des
Landkreises hingegen verfügen über
Potenziale, die den Eigenverbrauch
um ein Vielfaches übersteigen. Die

Bezifferung der vorhandenen Poten-
ziale bietet nun die Basis für eine ge-
meinsame Raumplanung zur Ansie-
delung von Anlagen und Energie-
parks. Durch den dezentralen Cha-
rakter der Erneuerbaren Energien
verteilen sich die Einnahmen auf ver-
schiedene Gemeinden. Das soll die
regionale Wertschöpfung erhöhen,
neue Arbeitsplätze in die ländlichen
Gebiete bringen und hierdurch die fi-
nanzielle Situation der Kommunen
verbessern.

Die Erneuerbaren Energien sollen
somit die vermeintlichen Nachteile
der ländlichen Lage in Vorteile ver-
wandeln, da nun Brachfläche für
Windenergie oder Fotovoltaik sowie
die landwirtschaftlichen Betriebe
zur Erzeugung von Biomasse ge-
nutzt werden können. Da alle diese
Betriebe Gewerbesteuern zahlen so-
wie für notwendige Aufbau- und
Reparaturmaßnahmen die örtlichen
Dienstleister nutzen, kommen die
Investitionen direkt auch der Ge-
meindekasse zugute. “Das Modell
Bamberg zeigt, dass die Stadt-
Land-Verflechtung bei Erneuerba-
ren Energien zu einem beiderseiti-
gen Nutzen führt: Umweltfreundli-
che, heimische Energie fließt in die
Stadt und zusätzliche Einnahmen
fließen ins Umland”, betont Jörg
Mayer, Geschäftsführer der Agentur
für Erneuerbare Energien, bei der
Bekanntgabe der Energie-Kommu-
ne des Monats. “Diese Win-Win-Si-
tuation kann und sollte Vorbild für
viele Regionen in Deutschland wer-
den.”

Win-Win für die Kommunen
Weiterhin Anstieg der Erneuerbaren Energien

(BS/fra) Deutschland war schon früh Vorreiter bei den Erneuerbaren Energien. An dieser Stellung hat
sich bis heute nichts geändert, nutzen doch vor allen Dingen die ländlichen Regionen vermehrt die Chan-
cen, die sich durch die Ansiedlung der grünen Energieerzeuger bieten. Dies spiegelt sich auch im neuesten
Bericht des Bundesumweltministeriums (BMU) “Erneuerbare Energien in Zahlen” wieder. Demnach ver-
zeichnete das BMU im vergangenen Jahr einen enormen Anstieg, sodass der Anteil am Endenergiever-
brauch mittlerweile bei über zehn Prozent liegt.

Dr. Bernhard Hörsgen, Tech-
nischer Vorstand der Gelsen-
wasser AG
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Sauberes Wasser klimagerecht zu produzieren, ist eine der Herausforderungen der kommenden Jahrzehnte.
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